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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Die Ablehnung des EWR-Vertrags verstärkte nicht nur in den Kantonen der
Westschweiz das Interesse an einer grenzüberschreitenden Politik im Rahmen der
Regionen der EU. Eine am Tag nach der EWR-Abstimmung eingereichte Motion
(92.3489) Spielmann (pda, GE) verlangte, dass den Kantonen die Möglichkeit gegeben
wird, eine Vertretung zu EU-Institutionen zu entsenden, und dass sie Kompetenzen im
Rahmen der Beteiligung an Regionalorganisationen der EU erhalten. Eine ähnliche
Motion (92.3501) Epiney (cvp, VS) im Nationalrat sowie im Ständerat eine Motion
(93.3102) Schüle (fdp, SH) und ein Postulat (92.3525) Onken (sp, TG) legten das
Schwergewicht auf die Förderung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit. In
seinen Antworten wies der Bundesrat darauf hin, dass bereits in der heutigen Praxis
den Kantonen relativ grosse Kompetenzen zugestanden werden und deshalb eine
Änderung von Art. 9 und 10 BV nicht erforderlich sei. So sei zum Beispiel die Mitarbeit
der Kantone in grenzüberschreitenden regionalen Organisationen seit 1981 durch ein
internationales Abkommen gesichert. Der Ständerat stimmte sowohl der Motion Schüle
als auch dem Postulat Onken zu. Im Nationalrat meldeten die SD und die Lega
Widerstand an, da sie von derartigen Bestrebungen ein Aufbrechen der Schweiz entlang
ihrer Sprachgrenzen befürchten. Trotzdem überwies der Rat die Motionen Spielmann
und Epiney in der vom Bundesrat beantragten Postulatsform; diejenige des Ständerats
(Schäle) sogar als Motion. 1

MOTION
DATUM: 06.12.1993
AUTOR UNBEKANNT

Der Ständerat überwies eine Motion Bloetzer (cvp, VS) für eine verbesserte
Koordination zwischen Bundes- und Kantonsverwaltungen bei Entscheidungs- und
Bewilligungsverfahren. 2

MOTION
DATUM: 31.12.1993
AUTOR UNBEKANNT

Ebenfalls gegen den Widerstand der SD und der Lega hiess der Nationalrat eine bereits
1991 eingereichte Motion Mühlemann (fdp, TG) für eine aktive Unterstützung der
Bestrebungen zugunsten der Bildung von grenzüberschreitenden
Regionalorganisationen gut. Die kleine Kammer unterstützte diese Motion ebenfalls.
Auch die Ständeräte, welche der Arbeitsgruppe der Grenzkantone zu Frankreich
angehören, forderten unter anderem eine direkte Vertretung der Kantone bei der EU
und eine verstärkte Unterstützung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit durch
den Bund. Der Bundesrat setzte als Reaktion auf diese Begehren eine
interdepartementale Arbeitsgruppe ein, welche einen Bericht über die internationale
Zusammenarbeit in den Grenzregionen sowie über die Einbeziehung der Kantone in die
Aussenpolitik ausarbeiten soll. 3

MOTION
DATUM: 31.12.1993
AUTOR UNBEKANNT

Der Ständerat überwies eine im Vorjahr von Cottier (cvp, FR) eingereichte Motion,
welche verschiedene konkrete Forderungen zur Revitalisierung des Föderalismus und
zum Ausbau der institutionellen Rechte der nicht deutschsprachigen Kantone enthält,
grösstenteils als Postulat. Die Forderung nach einem Gesetz für die Mitwirkung der
Kantone in der Aussenpolitik und für eine weniger restriktive Formulierung der
aussenpolitischen Kompetenzen der Kantone in der Bundesverfassung (Art. 9 BV)
wurden gegen den Antrag von Bundesrat Koller in der Motionsform belassen. Der
Nationalrat hat die gleichlautende Motion Engler (cvp, AI) (93.3169) noch nicht
behandelt. 4

MOTION
DATUM: 05.10.1994
HANS HIRTER

Der Nationalrat stimmte einer im Vorjahr vom Ständerat überwiesenen Motion Bloetzer
(cvp, VS) für eine verbesserte Koordination zwischen Bundes- und Kantonsbehörden
bei Bewilligungsverfahren zu. 5

MOTION
DATUM: 31.12.1994
HANS HIRTER
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Die beiden Christlichdemokraten Engler (AI) und Cottier (FR) hatten 1993 mit Motionen
(93.3169; 93.3175) ein Massnahmenpaket für eine grundlegende Erneuerung des
föderalistischen Systems vorgeschlagen. Der Ständerat hatte 1994 die Mehrzahl ihrer
Forderungen in ein Postulat umgewandelt, das Begehren nach einer stärkeren
institutionalisierten Mitwirkung der Kantone bei der Aussenpolitik jedoch in der
verbindlichen Motionsform überwiesen. Inzwischen hatte sich auf Wunsch der
Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) eine aus Vertretern des Bundes und der
Kantone paritätisch besetzte Arbeitsgruppe gebildet. Diese soll - zusammen mit dem
Institut für Föderalismus an der Universität Freiburg - einen Vorschlag für ein
entsprechendes Mitwirkungsgesetz ausarbeiten. Obwohl der Bundesrat angesichts
dieser neuen Lage gegen einen Parlamentsauftrag in Motionsform nichts mehr
einzuwenden hatte, wandelte der Nationalrat auch diesen Teil der Motion in ein
Postulat um.
Anfangs Oktober präsentierte die erwähnte paritätische Arbeitsgruppe ihren Entwurf
für ein Mitwirkungsgesetz der Kantone in der Aussenpolitik. Dieser sieht vor, dass die
Kantone bei der Vorbereitung von aussenpolitischen Entscheiden informiert und
angehört werden müssen. Uneinig war man sich über den Grad der Verbindlichkeit der
dabei abgegebenen kantonalen Stellungnahmen. Die Vertreter des Bundes plädierten
dafür, dass diese nicht bindend sein sollen. Die Kantonsvertreter setzten sich
demgegenüber - zumindest bei Vorhaben, die in die Kompetenzen der Kantone
eingreifen - für eine verpflichtende Wirkung ein, von der nur abgewichen werden darf,
wenn es für das Landesinteresse unumgänglich ist. 6

MOTION
DATUM: 16.12.1995
HANS HIRTER

Der Nationalrat wandelte eine Motion Epiney (cvp, VS) für ein neues Staatskonzept,
den kooperativen Föderalismus, auf Wunsch des Bundesrates in ein Postulat um. Die
Regierung begründete ihren Antrag damit, dass einerseits eine schrittweise Reform des
bestehenden föderalistischen Systems effizienter sei als die Ausarbeitung eines neuen
Konzepts, und dass andererseits konkrete Forderungen des Motionärs wie z.B. die
Bevorzugung von Rahmengesetzen gegenüber detaillierten Erlassen oder die
Erleichterung der grenzüberschreitenden regionalen Zusammenarbeit bereits erfüllt
seien. 7

MOTION
DATUM: 31.12.1995
HANS HIRTER

Unabhängig von diesem Projekt der Regierung forderte der Tessiner Nationalrat
Cavadini (fdp) mit einer Motion eine Verlagerung von Bundeskompetenzen auf die
Kantone. Namentlich dort, wo schweizerische Mehrheitsentscheide den
wirtschaftlichen Elan einzelner Kantone bremsen, möchte er diesen mehr
Entscheidungsspielraum geben. Er nannte dabei explizit die Zulassung von
ausländischen Arbeitskräften, den Grundstückerwerb durch Ausländer und die Öffnung
von Strassen für 40-Tonnen-Lastwagen. Der Bundesrat erklärte sich bereit, die
letzteren beiden Forderungen in Postulatsform entgegenzunehmen, die erste lehnte er
ab. Da Hämmerle (sp, GR) den Vorstoss bekämpfte, wurden Diskussion und Entscheid
auf später verschoben. 8

MOTION
DATUM: 31.12.1996
HANS HIRTER

Die im Vorjahr von Hämmerle (sp, GR) bekämpfte Motion des Tessiner Nationalrats
Cavadini (fdp) für eine Verlagerung von Bundeskompetenzen auf die Kantone wurde
abgeschrieben, da das Parlament keine Zeit fand, sie fristgerecht zu behandeln. 9

MOTION
DATUM: 31.12.1997
HANS HIRTER

Um den Föderalismus «als tragende Säule» zu erhalten, reichte Andrea Caroni (fdp, AR)
Ende 2014 eine Motion ein, mit der eine Art Verfassungsgerichtsbarkeit «light»
eingeführt werden soll. Weil Kantone keine rechtliche Handhabe haben, um sich gegen
die auch von einem KdK-Bericht festgestellte Zentralisierungstendenz zur Wehr zu
setzen, sollte ein Verfassungsgericht eigens für die Kantone geschaffen werden. Hier
würden auf Antrag der Kantone Bundesgesetze kassiert, die föderalistische Rechte
beschneiden. Die Motion wurde 2014 nicht mehr behandelt und auch der Bundesrat
gab noch keine Stellungnahme dazu ab. 10

MOTION
DATUM: 01.12.2014
MARC BÜHLMANN
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Eine Motion Anita Fetz (sp, BS), die eine jährliche Ausweisung der kantonalen
Verteilung von Bundesgeldern forderte, wurde im Berichtsjahr von beiden Räten
stillschweigend angenommen. Die Motionärin rannte mit ihrer Forderung offene Türen
ein, da die bis 2007 im Rahmen der offiziellen Publikation „Öffentliche Finanzen der
Schweiz“ veröffentlichten Angaben laut Bundesrat ab 2014 wieder in die jährlich
publizierte Finanzstatistik aufgenommen werden solle. Der Überblick über die
Einnahmen der einzelnen Kantone aus Bundesquellen soll so wieder verfügbar sein und
die Transparenz der Finanzströme erhöht werden. Der Bundesrat kündigte an, auch
Einnahmen der Kantone aus Investitionsbeiträgen, Entschädigungen und
Kantonsanteilen an den Bundeseinnahmen detailliert aufnehmen und im Internet
veröffentlichen zu wollen. 11

MOTION
DATUM: 11.12.2014
MARC BÜHLMANN

Mitte Februar nahm der Bundesrat zur Motion Caroni (fdp, AR) Stellung. Er wies darauf
hin, dass die Idee einer Verfassungsgerichtsbarkeit in den Räten bisher immer auf
Ablehnung gestossen sei – auch wenn damit explizit die Stellung der Kantone verbessert
worden wäre. So wurde etwa im Rahmen der Justizreform 1999 explizit auf die
Möglichkeit verzichtet, dass ein Kanton beim Bundesgericht hätte prüfen lassen
können, ob ein Gesetz die kantonale Autonomie verletze. Diese Möglichkeit hatte der
Bundesrat auf Wunsch der Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) auch in die NFA-
Botschaft eingebaut, aber auch dieser Vorschlag war 2003 in den Räten gescheitert.
Schliesslich scheiterten erst kürzlich auch zwei parlamentarische Initiativen im
Ständerat, mit denen die Beschränkung der Normenkontrolle hätte aufgeweicht werden
sollen. Aufgrund dieser ablehnenden Haltung erachtete die Regierung die Diskussion
über eine Verfassungsgerichtsbarkeit als nicht erfolgversprechend. Zudem dürfe die
Idee einer richterlichen Kontrolle der Einhaltung der Verfassung nicht nur den
Kantonen dienen, sondern müsse auch den Bürgerinnen und Bürgern nutzen. Die
Kantone hätten zudem bereits jetzt zahlreiche Möglichkeiten, auf die Gesetzgebung
einzuwirken. 
Da Andrea Caroni bei den eidgenössischen Wahlen in den Ständerat gewählt wurde,
wurde der Vorstoss von Kurt Fluri (fdp, SO) übernommen. 12

MOTION
DATUM: 11.02.2015
MARC BÜHLMANN

Nicht zufrieden mit dem Verlauf der Diskussionen um die Forderungen aus dem Kanton
Tessin zeigte sich Giovanni Merlini (fdp, TI). Nachdem der Ständerat die drei
Standesinitiativen des Kantons Tessin abgelehnt hatte, reichte der Tessiner Nationalrat
eine Motion ein, in der er eine Verbesserung der Beziehungen zwischen dem Bund und
dem Kanton Tessin fordert. In seiner abschlägigen Antwort verwies der Bundesrat auf
den Bericht zur Erfüllung des WAK-Postulats, der in der Zwischenzeit vorlag.

MOTION
DATUM: 25.11.2015
MARC BÜHLMANN

Weil in der auch per Internet erhältlichen Publikation "Finanzstatistik der Schweiz" neu
auch die kantonale Verteilung von Bundesgeldern in Form zweier Tabellen
aufgenommen wird, in denen die Finanzströme vom Bund zu den Kantonen
aufgeschlüsselt dargestellt werden, erachtete der Bundesrat die Motion von Anita Fetz
(sp, BS) als erfüllt. Dem Antrag auf Abschreibung kamen die Räte in der Sommersession
nach.

MOTION
DATUM: 13.06.2016
MARC BÜHLMANN

Par la motion "Défense du fédéralisme. Juridiction constitutionnelle limitée en faveur
des cantons", Andrea Caroni (plr, AR) demande que soit étudiée la possibilité de mettre
en place une juridiction constitutionnelle permettant aux cantons d'aller devant le
Tribunal fédéral s'ils estiment que la Confédération outrepasse ses compétences. Le
député argue que le contraire est possible et que, dans un Etat fédéral où la tendance
est à la centralisation, il serait nécessaire d'avoir un outil permettant aux cantons d'être
sur un pied d'égalité avec la Confédération. 
Le Conseil fédéral, dans sa réponse, tient à rappeler que diverses tentatives ont été
entreprises pour aller dans ce sens depuis 1999 mais qu'à chaque fois, les chambres
fédérales ont rejeté les différentes propositions. De plus, les cantons ont la possibilité,
tout au long du processus législatif, d'exercer une influence sur les projets de loi. C'est
pourquoi, le Conseil fédéral appelle les membres du Conseil national à rejeter la motion
en question. Kurt Fluri (plr, SO) – qui a repris, entre temps, la motion des mains du
député Caroni – n'étant pas présent dans le plénum, la motion est refusée sans
discussion par 143 voix contre, 39 voix pour et 4 abstentions.

MOTION
DATUM: 27.09.2016
KAREL ZIEHLI
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A l'origine d'une motion de la Commission de l'économie et des redevances du Conseil
National (CER-NR), qui vise à demander au Conseil fédéral d'élaborer un projet de loi
donnant aux cantons l'autonomie de procéder à une régularisation fiscale unique du
passé, se trouve le retrait des initiatives parlementaires Regazzi(15.435) et Barazzone
(15.469), traitant toutes deux de la même thématique. Malgré l'existence d'outils
permettant de régulariser les situations fiscales, la majorité de la commission défend ce
projet pour les raisons suivantes: en élargissant les incitatifs à la régularisation fiscale,
les députés en faveur de cette motion veulent permettre aux cantons de procéder à
une amnistie fiscale si ceux-ci l'estiment nécessaire - les amnisties fiscales pouvant
être, selon leurs défenseurs, une source de revenus non-négligeable pour les cantons.
La fiscalité étant en grande partie du domaine de compétence des cantons, ils estiment
que ces derniers ne devraient pas être empêchés par la Confédération de procéder à
une telle amnistie. Actuellement, cette possibilité est bloquée, suite à une décision du
Tribunal fédéral ayant statué négativement sur une amnistie fiscale du canton du
Tessin, car contraire au droit fédéral. Finalement, la majorité de sa Commission
rappelle que cette motion ne fait pas force de loi et que les députés votent sur un
mandat à donner au Conseil fédéral. Le député Guillaume Barazzone (cvp/pdc GE)
souligne, en outre, qu'avec l'entrée en vigueur en 2018 de l'échange automatique de
renseignements en matière fiscale internationale entre la Suisse et des pays tiers, les
cantons ont à souhait d'encourager leurs contribuables à se régulariser rapidement. 
Du côté des opposants à cette motion, l'amnistie fiscale est vue comme moralement
discutable: ce qui prévaut pour les citoyens payant honnêtement leurs impôts ne
s'applique pas aux personnes ayant triché. En effet, le principe d'amnistie fiscale
consiste à ce que les personnes n'ayant pas déclaré la totalité de leurs impôts puissent
les déclarer rétroactivement, sans pour autant être punies. De plus, comme argumenté
par la députée Birrer-Heimo, une concurrence entre cantons pourrait apparaître sur
l'application de cette amnistie, créant une course vers le bas concernant les conditions
pour les fraudeurs. Ueli Maurer, au nom du Conseil fédéral, explique, en outre, que la
possibilité d'une dénonciation spontanée non punissable (aussi appelée "petite
amnistie") existe depuis 2010, ce qui remet en question l'utilité d'une amnistie fiscale
générale. En effet, depuis cette date, 22'000 personnes se sont dénoncées
volontairement, pour une somme totale déclarée de 24,7 milliards de francs. De plus, la
différence entre la motion et la possibilité déjà existante est que cette première
propose l'instauration d'un rabais. Suivant l'avis de la majorité de la Commission, la
motion est acceptée par le Conseil national par 105 voix contre 79 et deux abstentions.
La motion étant passée dans la seconde chambre, la Commission compétente (CER-CE)
du Conseil des États propose quant à elle de la rejeter. Les débats entre les deux
parties sont similaires à ceux ayant eu lieu dans la chambre basse (à savoir,
principalement, l'existence de cette "petite amnistie" et la question morale d'un côté
et de l'autre, le respect du fédéralisme et les bénéfices pour les caisses publiques).
Suivant l'avis de la majorité de sa Commission, le Conseil des États rejette la motion
demandant au Conseil fédéral d'élaborer un projet de loi visant à donner aux cantons
l'autonomie de procéder à une régularisation fiscale unique du passé, signant ainsi
l'arrêt du processus. 13

MOTION
DATUM: 14.12.2016
KAREL ZIEHLI
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